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Scheidung über die Bewilligung der öffentlichen 
Zustellung zutrifft. Die ablehnende Entscheidung 
über den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen An­
ordnung im Eheverfahren nach § 627 ZPO neuer 
Fassung ist jedoch keine Entscheidung in diesem 
Sinne, da mit ihr in der Regel darüber entschieden 
wird, ob der Anspruch, wenn auch nur für eine 
gewisse Zeit, materiell berechtigt ist oder nicht 
(1 Zz 94/55 vom 23. August 1955, Entscheidungen 
OGZ Bd. 4 S. 141), sie hat jedoch auf das wei­
tere Verfahren selbst keinen Einfluß.
Diese Erwägungen zeigen, daß es gegen Beschlüsse 
des Gerichts im Verfahren auf Erlaß einer einst­
weiligen Anordnung im Eheverfahren kein Rechts­
mittel gibt. Es wäre auch widersprüchlich, wenn 
das Gesetz in einem solchen Fall eine Beschwerde 
"egen stattgebende Entscheidungen verneinen, eine 
solche aber gegen ablehnende Beschlüsse zulassen 
wollte. Dieses Ergebnis stimmt mit dem Bestreben 
der EheVerfO überein, durch eine starke Konzen­
tration und Beschleunigung des Verfahrens mög­
lichst schnell klare Verhältnisse für die Ehegatten 
zu schaffen. Dies würde erschwert werden, wenn 
während der Dauer des Eheverfahrens einzelne 
Zwischenentscheidungen des Gerichts in die Be­
schwerdeinstanz gingen.
Der Hinweis einiger Gerichte, diaß dann falsche 
Entscheidungen bestehen blieben, kann ebenfalls 
nicht ausschlaggebend sein. Abgesehen davon, daß 
über die in der einstweiligen Anordnung entschie­
denen Anträge im Urteil endgültig entschieden 
wird, steht es dem Gericht frei, auf eine Gegen­
vorstellung hin seine einstweilige Anordnung auf­
zuheben oder abzuändern, wenn es auf Grund 
neuen Vorbringens oder besserer Sachaufklärung zu 
einem anderen Ergebnis gelangt. Umgekehrt kann 
der Antragsteller natürlich jederzeij seinen Antrag 
wiederholen. Es ist deshalb richtig, wenn das Be­
zirksgericht Dresden in der Sache Ra 41/56 des 
Kreisgerichts Niesky die Beschwerde der Antrag­
stellerin als unzulässig verworfen hat. Dagegen 
kann dem Bezirksgericht Magdeburg nicht gefolgt 
werden, das in der Sache 5 TRa 51/56 die Be­
schwerde für zulässig erklärt hat.

9. über die Grenzen der Anwendbarkeit des § 19 
Abs. 1 EheVO besteht noch keine genügende Klar­
heit bei den Gerichten. Das führt oft zu schemati­
schen Kostenentscheidungen, die der Sache nicht 
gerecht werden, im inneren Widerspruch zur Sach­
entscheidung stehen und von der werktätigen Be­
völkerung nicht verstanden werden. So wird ins­
besondere die Anwendung der Bestimmung des § 19 
Abs. 1 Satz 1 EheVO auf die Fälle als ungerecht 
empfunden, in denen es nicht zu einer Entscheidung 
im Sinne des Klagantrages gekommen ist, die 
Klage vom Verklagten also als nicht oder nicht 
ausreichend begründet angesehen werden muß. 
Wird eine Klage zurückgenommen, dann kann das 
Gericht keine Kostenentscheidung unter „Würdi­
gung der im Urteil getroffenen Feststellungen“ 
geben, wie es nach dem Wortlaut des § 19 Abs. 1 
EheVO erforderlich ist, „aber auch unter Berück­
sichtigung der sonstigen Verhältnisse der Parteien“ 
kann in diesen Fällen keine Kostenentscheidung 
getroffen werden, weil mangels einer Sachentschei­
dung überhaupt keine Feststellungen vorliegen, auf 
die sich die Kostenentscheidung stützen könnte. In 
diesen Fällen ist, wie durch Urteil des OG vom
12. Februar 1957 — 1 Zz 7/57 — entschieden, viel­

mehr die spezielle Bestimmung des § 271 Abs. 3 
ZPO, im Berufungsverfahren bei Rücknahme der 
Berufung § 515 Abs. 3 ZPO, anzuwenden. Bei der 
Abweisung einer Klage oder einer Berufung aus 
prozessualen Gründen, sei es, weil das angerufene 
Gericht nicht zuständig oder die eingelegte Be­
rufung formwidrig war, sind, da auch hier keine 
Sachentscheidung nach der EheVO getroffen wird, 
die allgemeinen Bestimmungen der Zivilprozeßord­
nung, insbesondere der § 91 ff. ZPO, anzuwenden. 
Wird jedoch die Klage oder die Berufung aus sach­
lichen Gründen abgewiesen, dann kommt es für die 
Kostenentscheidung darauf an, aus welchen Grün­
den dies geschehen ist; Ergeben die Feststellungen 
im Urteil, daß die Klage mutwillig oder leicht­
fertig erhoben worden ist, so wird § 19 Abs. 1 
Satz 2 EheVO anzuwenden und dem Kläger werden 
gegebenenfalls die gesamten Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen sein.
Aber auch im Falle der Scheidung einer Ehe kann 
es entsprechend dem Ergebnis der im Urteil ge­
troffenen Feststellungen durchaus richtig sein, den 
Satz 2 des § 19 Abs. 1 EheVO anzuwenden. Wird 
festgestellt, daß der eine der Ehegatten in über­
wiegendem Maße zur Zerstörung der Ehe bei­
getragen hat und seine wirtschaftlichen Verhält­
nisse es gerechtfertigt erscheinen lassen, ihm 
die gesamten Kosten des Verfahrens oder den über­
wiegenden Teil davon aufzuerlegen, so ist die An­
wendung des § 19 Satz 2 EheVO regelmäßig zu­
treffend.
Eine solche Praxis kann nicht als ein Rück­
fall in das Verschuldensprinzip angesehen werden. 
Es muß vielmehr gewährleistet sein, daß die Kosten­
entscheidung in Ehesachen nicht im Widerspruch 
zum Inhalt der Sachentscheidung steht (siehe OG 
Urteil vom 22. März 1957 — 1 Zz 1/57 — NJ S. 315). 
Zu beachten ist weiter, daß die Gründe der Kosten- 
entscheidUng im Urteil verständlich dargelegt wer­
den. So ist die vom Kreisgericht Dresden (Land) in 
der Sache (L) Ra 209//56 gegebene Begründung für 
die Kostenentscheidung „wegen der Kostenver­
gleiche § 19 EheVO“ völlig unzureichend. Aber auch 
ein allgemeiner Hinweis, wie „die Kostenentschei­
dung folgt aus § 19 EheVO, wobei von dien im Urteil 
getroffenen Feststellungen und der sozialen Lage 
der Parteien ausgegangen wurde“, wie ihn das 
Kreisgericht Karl-Max-Stadt (Land) in der Sache 
(L) Ra 139/56 gegeben hat, genügt ebenfalls nicht, 
die Parteien von der Richtigkeit der Entscheidung 
zu überzeugen. Dagegen hat das Kreisgericht Dres­
den (Land) in der Sache (L) Ra 62/56 eine gute und 
für alle verständliche Begründung seiner Kosten­
entscheidung gegeben und im einzelnen aus­
geführt, welche Umständle diese Kostenverteilung 
notwendig machen.

Aus diesen Erwägungen erläßt das Oberste Gericht 
gemäß § 58 GVG folgende

R i c h t l i n i e
1, Erscheint der Verklagte in der vorbereitenden Ver­

handlung weder im ersten noch im zweiten Termin, 
so ist nach § 5 Abs. 3 EheVerfO auf Antrag des Klä­
gers in die streitige Verhandlung einzutreten und 
eine Entscheidung zu treffen. Diese Entscheidung 
soll jedoch in der Regel kein Urteil, sondern ein 
Beweisbeschluß sein.

2. Das Gericht ist im vorbereitenden Verfahren nach 
§ 9 EheVerfO verpflichtet, in den Fällen, in denen


